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AKTUELL 
Flugzeug abgeschossen 

Am Donnerstag abend hat Radio 
Kabul gemeldet, dass Mudjahed-
dins am Mittwoch mit einer ameri­
kanischen Stinger-Rakete ein afgha­
nisches Transportflugzeug vom Typ 
Antonow AN-32 abgeschossen hät­
ten. Dabei seien zwölf Passagiere 
und vier Besatzungsmitglieder ums 
Leben gekommen. Unter den Op­
fern hätten sich mehrere afghani­
sche Generäle und zwei Politoffizie-
re befunden. 

Nobelpreis für Perez? 
UNO-Generalsekretär Perez de 

Cuellar ist am Donnerstag abend 
für den Friedensnobelpreis vorge­
schlagen worden. Seinen Namen 
brachte während der Einweihung 
des neuen Sitzes der Weltvereini­
gung der Städte für den Frieden in 
Verdun der Bürgermeister Abid-
jans, Ernest N'oumo-Mubio, ins 
Gespräch. 

Weinberger wird Herausgeber 
D e r  ehemalige amerkanische 

Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger wird Herausgeber des 
in New York erscheinenden Wirt­
schaftsmagazins «Forbes». Besitzer 
Malcolm Forbes hat bekanntgege­
ben, dass der 71jährige Weinberger 
den Posten am 1. Oktober 1989 an­
treten werde. Gegenwärtig arbeitet 
er für eine internationale Anwalts­
kanzlei. 

12. Todestag Maos  
Der  Freitag war der 12. Jahrestag 

des Todes des chinesischen Revolu­
tionsführers und Parteichefs Mao 
Tse-tung. Etwa 38 000 Menschen 
besuchten sein Mausoleum in Pe­
king. Die wenigsten wussten um 
den Gedenktag. In der chinesischen 
Presse wurde der 12. Todestag tot­
geschwiegen. 

Korea-Gipfel? 
Seoul (spk/dpa) Mit Zurückhaltung hat 

am Freitag die Regierung Süd-Koreas auf 
das Angebot des nord-koreanischen 
Staatschefs Kim II Sung zu einem inner­
koreanischen Gipfeltreffen geantwortet. 

Die süd-koreanische Nachrichtenagen­
tur Yonhap zitierte einen hohen Regie­
rungsbeamten mit den Worten, dass man 
das Gipfelangebot «genau prüfen» wer­
de. Unter  Umständen sei der  Vorschlag 
ein Zeichen für die «gewandelte Einstel­
lung» Kims zu den Beziehungen zwischen 
Seoul und Pyöhgyang, erklärte der Be­
amte. 

Kim hatte während einer Kundgebung 
zum 40. Jahrestag der Gründung Nord-
Koreas am Donnerstag erstmals die Mög­
lichkeit eines Treffens zwischen den Re­
gierungschefs aus Nord- und Süd-Korea 
angedeutet. Nord-Korea schlägt seit lan­
gem die Schaffung einer «demokratisch­
föderalen Republik Koryo» als ersten 
Schritt zur Wiedervereinigung der seit 
1945 geteilten Halbinsel vor. 

Der Regierungsbeamte verwies darauf, 
dass ein innerkoreanischer Gipfel nur zu­
stande kommen könne, wenn an ihn kei­
ne Bedingungen wie die Einrichtung 
einer Konföderation geknüpft werde. 
Unter Beobachtern in Seoul wird vermu­
tet, dass Nord-Korea versucht, mit dieser 
«Friedensoffensive» von den olympischen 
Spielen abzulenken. Nord-Korea boykot­
tiert die Spiele in Seoul. 
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Leistungsschau unserer Wirtschaft - Blick auf Europa 1992 
Während einer Woche stand die Wirtschaft im Rahmen der 7. Liechtensteinischen Industrie-, Gewerbe- und Handelsaiisstellung im Vordergrund 

Die liechtensteinische Wirtschaft, vor­
ab das produzierende Gewerbe, der Han­
del und verschiedene Dienstleistungsbe­
triebe, präsentierten diese Woche im 
Rahmen der 7. Liechtensteinischen Indu­
strie-, Gewerbe- und Handelsausstellung 
(LIHGA) ihre Vielfalt und die Lei­
stungsfähigkeit der einheimischen Wirt­
schaft. In der gleichen Woche hält sich 
der Chef der Schweizerischen Mission bei 
den Europäischen Gemeinschaften (EG), 
Botschafter Benedikt von Tscharner, zu 
einem Besuch in unserem Land auf. Das 
Zusammentreffen der Ausstellung mit 
der Visite des EG-Missionschefs mag ein 
Zufall sein, die Frage nach der Europafä­
higkeit unserer Wirtschaft im Hinblick 
auf die Verwirklichung des Europäischen 
Binnenmarktes 1992 erhält damit jedoch 
erneut Aktualität. 

Der Präsident der Kommission der Eu­
ropäischen Gemeinschaften, Jacques De-
lors, bezeichnete die Vorbereitungen zur 
Verwirklichung des Europäischen Bin­
nenmarktes vor kurzem als eine «stille 

Revolution». Diese stille Revolution ent­
spricht nach seinen Worten «einer abso­
luten Notwendigkeit» und ebenso den 
obersten Zielsetzungen der Gemein­
schaft: «Dieser grosse Binnenmarkt ist 
durch seine Ausmasse ebenso wie durch 
die neuen Möglichkeiten, die er den Eu­
ropäern für die wissenschaftliche, techno­
logische und handelspolitische Zusam­
menarbeit bietet, ein unersetzlicher 
Trumpf, den wir zugunsten der Wettbe­
werbsfähigkeit unserer Unternehmen 
und der Schaffung neuer Arbeitsplätze 
einsetzen können. E r  wird einen wichti­
gen Beitrag zum Wachstum der Weltwirt­
schaft leisten.» 

Wirtschaftliche und politische Interessen 
Die Veränderung in Europa durch die 

Schaffung des Binnenmarktes wird zwei­
fellos auch unser Land, ob wir nun zu­
sammen mit der Schweiz der EG näher 
treten oder beim heutigen Status bleiben, 
treffen. Regierungschef Hans Brunhart 
sagte denn auch anlässlich der Eröffnung 

der LIHGA 1988, die Zielsetzung der 
Europäischen Gemeinschaft zur Schaf­
fung eines Binnemarktes für das Jahr 
1992 werde in den kommenden Jahren 
nicht nur von wirtschaftlichem, sondern 
ebenso von politischem Interesse für un­
ser Land sein. Bei der  derzeitigen Dyna­
mik der E G  stelle sich für Liechtenstein 
vor allem die Frage, wie weit und auf 
welchen Gebieten der Zollvertrag mit der 
Schweiz nicht mehr wirksam sei und wel­
che Zusammenarbeitsmodelle unter die­
sen Vorzeichen möglich und sinnvoll sei­
en. Die europäische Integration, so er­
klärte er abschliessend, sei wesentlich 
eine politische Dimension, so dass die 
liechtensteinische Position auch in dieser 
Hinsicht definiert werden muss. 

Zeichen der Zeit verstanden 
Diese Stellungsnahme des Regierungs­

chefs, der sich in Fragen der europäi­
schen Integration lange Zeit bedeckt 
hielt, darf gewissermassen als eine Über­
einstimmung mit den Forderungen der 

«Weltbank» für weltweite Pfadfinderbewegung 
Tagung der World Scout Foundation unter dem Vorsitz von König Carl X V I  Gustaf von Schweden 

Mit der Aufnahme von neuen Mitglie­
dern in den Freundes- und Gönnerkreis 
«Baden-Powell World Fellowship» und 
der Information über die weltweite Pfad­
finderbewegung ging am Donnerstag die 
zweitägige Sitzung der World-Scout-
Foundation in unserem Land zu Ende. 
Auf  Einladung von Erbprinz Hans Adam 
waren rund hundert Mitglieder der Welt-
Pfadfinder-Stiftung zur Jahrestagung 
nach Liechtenstein gekommen, an ihrer 
Spitze der schwedische König Carl XVI 
Gustaf als Ehrenpräsident in Begleitung 
von Königin Silvia. 

Die 1969 gegründete World-Scout-
Foundation ist eine gemeinnützige Stif­
tung mit Sitz in Genf, die das Pfadfinder-
tum auf internationaler Ebene fördert 
und die längerfristig benötigten Mittel zur 
weltweiten Erhaltung der Pfadfinderbe­
wegung beschafft. Ziel der  Stiftung ist die 
Schaffung eines Kapitalfonds von 25 Mil­
lionen Dollar, aus dessen Erträgnissen 
die Weltorganisation der Pfadfinderbe­
wegung unterstützt wird. Nach dem an 
der Jahrestagung vorgelegten Bericht be­
läuft sich das Fondsvermögen derzeit auf 
etwa 18 Millionen Dollar, woraus jährlich 
etwa 1 Million Dollar Franken erwirt­
schaftet werden. Die Vermögenserträg­
nisse, die auch für das Jahr 1988'wieder-
um etwa 1 Million Franken betragen wer­
den, fliessen zur Finanzierung von Förde­
rungsprogrammen der internationalen 
Pfadfinderbewegung, vornehmlich in 
Ländern der Dritten Welt, zu. Die 
World-Scout-Foundation übt damit eine 
Ar t  «Weltbank-Funktion» für die Pfad­
finderbewegung aus. 

Die weltweite Pfadfinderbewegung 
zählt heute, wie an der Tagung in Vaduz 
zu erfahren war, über 16 Millionen Mit­
glieder in etwa 150 Ländern. Die von der 
World-Scout-Foundation zur Verfügung 
gestellten Geldmittel machen ungefähr 
einen Viertel der benötigten Finanzhilfen 
aus. Der aus Anlass des 75 jährigen Beste­
hens der Weltpfadfinderbewegung 1982 
ins Leben gerufene Freundes- und Gön-

S.D.  Erbprinz Hans A d a m  (links) und /. D. Erbprinzessin Marie (rechts) im 
Gespräch mit Schwedens Königin Silvia (Zweite von rechts) im Gemeindezentrum 
Schellenberg. Beim Gespräch dabei auch Charlotte van Eck, Konsulin von Schweden 
in Liechtenstein, S. D. Prinz Nikolaus und Pfadfinderführer Paul Büchel. 

nerkreis «Baden-Powell World Fellow­
ship», dessen Mitgliederzahl nach den 
Neuaufnahmen aus Liechtenstein und der 
Schweiz auf über 400 Mitglieder ange­
wachsen ist, gibt der World-Scout-Foun­
dation neue Impulse und stellt sich vor  
allem in den Dienst der Beschaffung von 
Geldmitteln. Die Mitglieder, die auf 
Schloss Vaduz im Rahmen eines kleinen 
Festaktes neu aufgenommen wurden, 
verpflichten sich zur Leistung eines Mini­
mumbeitrages an den Fonds. 

Im Anschluss an die Zeremonie auf 
Schloss Vaduz trafen sich die Vertreter 
der World-Scout-Foundation mit Mitglie­
dern des Fürstenhauses, der  Regierung, 
des Landtags und der Pfadfinderschaft 
sowie des schwedischen Königspaares zu 
einem Bankett. Im Verlaufe des Abends 
dankte der geschäftsführende Präsident 
der World Scout Foundation, Dr.  Gusta-

vo Vollmer (Venezuela) dem Fürsten­
haus und der Regierung für die Gast­
freundschaft und für das Interesse an den 
Zielsetzungen der Stiftung. Im Namen 
dfer Regierung begrüsste dann Regie­
rungschef Hans Brunhart die Gäste und 
erläuterte in seinen Ausführungen 
einerseits die Entwicklung unseres Lan­
des, auf der  anderen Seite unterstrich er 
die Bedeutung der Pfadfinderschaft im 
allgemeinen und in unserem Land im spe­
ziellen. 

Den Abschluss der  Jahrestagung der 
World-Scout-Foundation bildete eine Ar­
beitssitzung in Schellenberg, in deren 
Verlaufe sich auch das liechtensteinische 
Pfadfinderkorps St. Georg vorstellen 
konnte. Das schwedische Königspaar so­
wie die Mitglieder der  Stiftung wurden 
am Donnerstag vom Erbprinzenpaar im 
Rahmen eines Abendessens auf Schloss 
Vaduz verabschiedet. 

Kopp-Vorwürfe 
Zürich (spk) Der Zürcher Regierungs­

rat holt einen auswärtigen Gutachter, der 
die Vorwürfe gegen die kantonale Fi­
nanzdirektion untersuchen soll. Gemäss 
einer Mitteilung der Kantonalen Infor­
mationsstelle vom Freitag seien die Kom­
mentare zum Fall Hans W. Kopp der 
Anlass gewesen. 

In Pressekommentaren zur Steueran­
gelegenheit von Hans W. Kopp war in 
jüngster Zeit die Vermutung geäussert 
worden, es sei auf die zuständigen Beam­
ten direkt oder indirekt Einfluss genom­
men worden. 

Ölpreiszerfall 
Manama (spk/dpa) D e r  Verfall der 

Rohölpreise setzt sich fort. Die Förder­
staaten am Golf bieten das Barrel (159 
Liter) für 11,75 Dollar an. Damit wird 
der von der Organisation Erdöl exportie­
render Länder (OPEC) angestrebte 
Richtpreis von 18 Dollar je Barrel erheb­
lich unterschritten, berichtete die Presse 
in den Golfstaaten am Freitag. 

Innerhalb des Kartells der  13 Ölexpor-
teure ist offenbar nach wie vor umstrit­
ten, wie dem Preisverfall und der ständi­
gen Überschreitung der Förderquoten zu 
begegnen ist. 

Spitzentreffen 
Washington (AP) Die Supermächte 

wollen noch im September ihren Dialog 
auf hoher politischer Ebene fortsetzen. 
Wie Regierungsbeamte am Donnerstag 
in  Washington mitteilten, werden sich die 
Aussenminister der USA und der Sowjet­
union, George Shultz und Eduard Sche­
wardnadse, am 22. und 23. September in 
der amerikanischen Hauptstadt treffen. 

I m  Mittelpunkt der Gespräche stehen 
den Angaben zufolge der Abzug der so­
wjetischen Truppen aus Afghanistan und 
Rüstungskontrollfragen. 

FBP angesehen werden, die schon vor 
geraumer Zeit die Definition der  liech­
tensteinischen Haltung und die Erklärung 
der Position in einem sich veränderndem 
Europa als dringliche Aufgabe bezeich­
net hatte. Dass nun diese Forderungen 
aufgenommen wurden, wird durch den 
Besuch des schweizerischen EG-Mis-
sionschefs in unserem Land unterstri­
chen. Übereinstimmung herrscht damit 
wohl auch in der Frage des Vorgehens, 
das eine enge Übereinstimmung mit dem 
Zollvertragspartner Schweiz erfordert, 
was jedoch die Definition und Erklärung 
der eigenen und eigenständigen Position 
nicht ausschliesst, sondern mit Blick auf 
die eigene Wirtschaft und Wirtschaftsent­
wicklung als notwendig und unabdingbar 
erscheinen lässt. Die Zeichen der Zeit 
sind offenbar, wie aus den jüngsten Äus­
serungen des Regierungschefs hervor­
geht, verstanden worden. Dies erscheint 
umso wichtiger, als die noch ausserhalb ' 
des EG-Raumes stehenden Länder vor­
erst noch unterschiedliche Ambitionen in 
Richtung Binnenmarkt hegen und auch 
die EFTA ihre Haltung noch nicht genau 
festgelegt hat. Die vier Neutralen, die 
Schweiz. Österreich, Schweden und Finn­
land, setzten sich in den letzten Monaten 
recht unterschiedlich mit der EG-Frage 
auseinander: Helsinki schliesst aufgrund 
seiner besonderen Lage einen EG-Bei-
tritt zur Zeit völlig aus, Stockholm sieht 
vorerst keine Möglichkeit für einen Voll­
beitritt. und in der Schweiz liegen ausser 
der  Neutralitätsfrage noch andere Hinde-
rungsgrüride vor, während die Debatte 
auf höchster Ebene in Österreich auf 
einen möglichst raschen EG-Beitritt ten­
diert. Wenn sich in unseren beiden Nach­
barstaaten noch so unterschiedliche Auf­
fassungen herauskristallisieren, erscheint 
es umso wichtiger, die eigene liechten­
steinische Haltung und Position möglichst 
genau und umfassend zu definieren. 

Sind wir europafähig? 
Die durch die 7. LIHGA präsentierte 

Leistungsschau der einheimischen Wirt­
schaft gibt die Gelegenheit, sich die Frage 
nach der Europafähigkeit unserer Wirt­
schaft zu stellen. Das an der Ausstellung 
gezeigte Angebot an gewerblicher Viel­
falt, an Dienstleistungskapazität und an 
Handelspluralismus zeugt eindrücklich 
von der Leistungskraft unserer Wirt­
schaft, wenn auch die Industrie praktisch 
nicht vertreten ist. Die gezeigte Vielfalt 
und Leistungsfähigkeit ist aber noch kein 
Beweis dafür, dass diese Wirtschafts­
struktur in einem Europa mit dem ge­
planten Binnenmarkt überlebensfähig 
sein kann. Damit kommt auf die Wirt­
schaftspolitik neben der Kennzeichnung 
der Position in einem künftigen Europa 
auch die Abklärung hinzu, welche Chan­
cen unsere Wirtschaft in dem sich verän­
dernden wirtschaftlichen Umfeld nach 
1992 noch besitzt, welche Gefahren aus 
dem Wirtschaftsblock, dem die meisten 
europäischen Länder angehören, drohen. 

Die Frage nach der Europafähigkeit 
muss. unabhängig vom Ausgang der Ver­
handlungen zwischen der Schweiz (und 
Liechtenstein) und der EG,  nicht nur ge­
stellt, sondern auch beantwortet werden. 
Die Zeit in der LIHGA-Euphorie er­
scheint für derartige Abklärungen gün­
stig, die Zeit dräng aber auch. (G. M.)  

BRD-Etat 1989 
Bonn (spk/dpa) Der  deutsche Bundes­

tag hat am Freitag in Bonn den Haushalt 
1989 in Höhe von 288 Mrd Mark in erster 
Lesung zu Ende beraten. Das Budget 
erfordert bei einer Ausgabenerhöhung 
um 4,6 Prozent eine Neuverschuldung 
von netto 32 Mrd Mark. 

Gleichzeitig hatte Finanzminister Ger­
hard Stoltenberg einen Nachtragsetat für 
1988 vorgelegt, der  eine Kreditaufnahme 
über das geplante Mass von 30 auf 39 Mrd 
Mark vorsieht. 


